Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 2868 


Antrag 

der Abgeordneten Schulze-Pellengahr, Ruhnke, Dr. Mende, Elsner, 
Dr. Schneider (Lollar), Dr. Elbrächter und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Bundesjagdgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Bundesjagdgesetz vom 29. November 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 780) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 9 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Beschlüsse der Jagdgenossenschaft 
bedürfen der Zustimmung von Jagdge- 
nossen, denen das Jagdrecht auf mehr als 
der Hälfte des gemeinschaftlichen Jagd- 
bezirks zusteht. Kommt ein Beschluß 
nach Satz 1 nicht zustande, so ist zur er- 
neuten Beschlußfassung über denselben 
Gegenstand eine Genossenschaftsversamm- 
lung mit einer Frist von wenigstens zwei 
Wochen einzuberufen. In ihr .genügt zur 
Beschlußfassung die Zustimmung der an- 
wesenden Jagdgenossen, denen das Jagd- 
recht auf mehr als der Hälfte der von 
ihnen vertretenen Grundfläche zusteht.“ 

2. In § 10 Abs. 3 

a) werden in Satz 2 die Worte „binnen 
zwei Wochen nach der Beschlußfas- 
sung“ gestrichen; 


b) wird folgender Satz 3 angefügt: „Der 
Anspruch erlischt, wenn er nicht bin- 
nen zwei Wochen nach der Bekannt- 
machung der Beschlußfassung schrift- 
lich oder mündlich zu Protokoll des 
Jagdvorstandes geltend gemacht wird.“ 

3. In § 11 wird 

a) Absatz 2 wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Verpachtung eines Teiles 
eines Jagdbezirkes kann zugelassen 
werden, wenn sowohl der verpachtete 
als der verbleibende Teil die Mindest- 
größe von 300 Hektar haben.“; 

b) in Absatz 3 Satz 3 das Wort „soll“ 
durch das Wort „muß“ ersetzt; 

c) in Absatz 4 am Ende des Satzes 1 vor 
dem Punkt das Wort „(Jagdpachtfä- 
higkeit)“ eingefügt; 

d) folgender neuer Absatz 5 eingefügt: 

„(5) Die bejagbare Gesamtfläche, 
auf der einem Pächter, Mitpächter, 
Unterpächter oder einem sonst gegen 
Entgelt Berechtigten die Jagdausübung 
zusteht, darf — auch bei Zupachtun- 
gen zu einem Eigenjagdbezirk — die 
Höchstgröße von 3500 Hektar bei 
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Hochwildjagden und 1500 Hektar bei 
Niederwildjagden nicht übersteigen. 
Dies gilt nicht, wenn zur Abrundung 
eines Eigenjagdbezirks Flächen ange- 
pachtet werden und dabei durch Flä- 
chenaustausch keine wesentliche Ver- 
größerung des Jagdbezirks eintritt. 
Die Länder können die Höchstgröße 
höher festsetzen.“ 

e) der bisherige Absatz 5 Absatz 6 und 
erhält folgende Fassung: 

„(6) Ein Jagdpachtvertrag, der bei 
seinem Abschluß den Vorschriften des 
Absatzes 1 Satz 2 erster Halbsatz, des 
Absatzes 2, des Absatzes 3 Satz 1 und 2, 
des Absatzes 4 oder 5 nicht entspricht, 
ist nichtig.“ 

4. § 12 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Jagdpachtvertrag ist der zu- 
ständigen Behörde anzuzeigen. Die Be- 
hörde muß den Vertrag binnen drei Wo- 
chen nach Eingang der Anzeige beanstan- 
den, wenn er erkennen läßt, daß die Aus- 
führung des Vertrages die Einhaltung der 
Vorschriften des § 1 Abs. 2 gefährdet.“ 

5. § 13 erhält folgende Fassung: 

4 13 

Erlöschen des Jagdpachtvertrages 

(1) Der Jagdpachtvertrag erlischt, wenn 
der Pächter die Jagdpachtfähigkeit ver- 
liert. Wegen Ablaufs der Gültigkeit des 
Jagdscheins tritt das Erlöschen erst ein, 
wenn der Pächter trotz Aufforderung der 
zuständigen Behörde keinen neuen Jagd- 
schein löst. Der Pächter hat dem Verpäch- 
ter den aus der Beendigung des Pachtver- 
trages entstehenden Schaden zu ersetzen, 
wenn ihn ein Verschulden trifft. 

(2) Stirbt der Pächter, so erlischt der 
Pachtvertrag, sofern die Länder nichts 
anderes bestimmen, mit dem Ende des 
laufenden Pachtjahres, wenn keiner der 
Erben in diesem Zeitpunkt jagdpachtfähig 
ist.“ 

6. Folgender § 13 a wird eingefügt: 

4 13 a 

Rechtsstellung der Mitpächter 

Sind an einem Jagdpachtvertrag, der 
im Verhältnis zu einem Pächter gekün- 


digt oder auf Grund des § 13 erloschen 
ist, mehrere Pächter (Mitpächter) betei- 
ligt, so bleibt er mit diesen aufrechterhal- 
ten. Ist einem der Beteiligten die Auf- 
rechterhaltung des Vertrages infolge au- 
ßergewöhnlicher Umstände, die durch 
Ausscheiden eines Pächters eingetreten 
sind, nicht zuzumuten, so kann er den 
Vertrag unter Einhaltung der gesetzlichen 
Kündigungsfrist (§ 595 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs) kündigen. Die Kündigung 
kann nur für den ersten Termin erfol- 
gen, für den sie zulässig ist.“ 

7. In § 15 Abs. 5 sind das Wort „und“ durch 
ein Komma zu ersetzen und hinter dem 
Wort „Gesetzgebung“ die Worte „über 
die Grundregeln des Naturschutzes sowie 
über das Halten und Führen von Jagd- 
hunden“ einzufügen. 

8. In § 19 Abs. 1 wird 

a) Nummer 2 wie folgt gefaßt: 

„2. auf Schalenwild und Robben mit 
Patronen zu schießen, deren Ge- 
schoßgewicht unter 4,5 g und de- 
ren Auftreffwucht auf 150 m un- 
ter 95 mkg liegt;“ 

b) Nummer 6 zweiter Halbsatz wie folgt 
gefaßt: 

„ausgenommen sind Belohnungen sei- 
tens der zuständigen Behörden; das 
gleiche gilt für Belohnungen seitens 
der Jagd- oder Fischereiausübungsbe- 
rechtigten an ihre mit dem Jagd- oder 
Fischereischutz Beauftragten;“ 

c) Nummer 9 wie folgt gefaßt: 

„9. Tellereisen jeder Art, in denen sich 
Wild fangen kann, im Inland feil- 
zubieten, zu erwerben oder aufzu- 
stellen;“ 

d) Nummer 10 wie folgt gefaßt: 

„10. Fanggeräte oder Selbstschüsse zu 
verwenden, die auf Pfählen, Bäu- 
men, anderen aufragenden Gegen- 
ständen oder Bodenerhebungen 
angebracht sind;“ 

9. § 32 erhält folgende Fassung: 

4 32 

Schutzvorrichtungen 

(1) Ein Einspruch auf Ersatz von 
Wildschaden ist nicht gegeben, wenn der 
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Eigentümer oder Nutzungsberechtigte auf 
Verlangen und auf Kosten des Jagdaus- 
übungsberechtigten übliche Schutzvorrich- 
tungen, die unter gewöhnlichen Umstän- 
den zur Abwendung des Schadens aus- 
reichen, errichtet hat und unterhält. Das 
gleiche gilt, wenn der Jagdausübungsbe- 
rechtigte die Schutzvorrichtungen errich- 
tet hat und unterhält; der Eigentümer 
oder Nutzungsberechtigte hat solche 
Maßnahmen zu dulden, wenn er dem 
Verlangen des Jagdausübungsberechtigten 
nach Satz 1 nicht nachkommt. Eine Ver- 
einbarung, die dem widerspricht, ist un- 
wirksam, es sei denn, daß auf den Ersatz 
des Wildschadens verzichtet wird. 

(2) Ein Anspruch auf Ersatz von Wild- 
schaden ist ferner nicht gegeben, wenn 
der Geschädigte zur Abwehr von Wild- 
schaden getroffene Maßnahmen unwirk- 
sam macht. 

(3) Der Wildschaden, der an Weinber- 
gen, Gärten, Obstgärten, Baumschulen, 
Alleen, einzelstehenden Bäumen, Forst- 
kulturen, die durch Einbringen anderer 
als der im Jagdbezirk vorkommenden 
Hauptholzarten einer erhöhten Gefähr- 
dung ausgesetzt sind, oder Freilandpflan- 
zungen, von Garten- oder hochwertigen 
Handelsgewächsen entsteht, wird, soweit 
die Länder nicht anders bestimmen, nicht 
ersetzt, wenn die Herstellung von üb- 
lichen Schutzvorrichtungen unterblieben 
ist, die unter gewöhnlichen Umständen 
zur Abwendung des Schadens ausreichen. 

(4) Die Länder können bestimmen, 
welche Schutzvorrichtungen und Haupt- 
holzarten als üblich anzusehen sind.“ 

10. Der § 36 erhält folgende Fassung: 

4 36 

Verwenden, Verbringen, Befördern 
von Wild und Wildhandel 

(1) Erlegtes Schalenwild darf erst nach 
Anbringung eines Ursprungszeichens in- 
nerhalb des Erlegungsjagdbezirkes ver- 
wandt, aus dem Erlegungsjagdbezirk ver- 
bracht oder befördert werden; das gleiche 
gilt für die Einfuhr aus dem Ausland. 

(2) Der gewerbsmäßige An- oder Ver- 
kauf und Tausch sowie die gewerbsmä- 
ßige Verarbeitung von Schalenwildpret 
sind der behördlichen Überwachung und 


der Verpflichtung zur Führung von be- 
sonderen Wildhandelsbüchern zu unter- 
werfen. 

(3) Für den Verkauf, Tausch und Ver- 
sand von lebendem Wild können beson- 
dere Vorschriften erlassen werden. 

(4) Die gemäß Absatz 1 bis 3 zu erlas- 
senden Vorschriften trifft die Bundesre- 
gierung durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates.“ 

11. In § 39 wird 

a) folgender neuer Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Eine Ordnungswidrigkeit be- 
geht auch, wer im Falle des Absatzes 1 
Nr. 6 den Vorschriften des § 19 

Abs. 1 Nr. 1, in den Fällen des Ab- 
satzes 1 Nr. 7 und 8 den Vorschriften 
über den Abschußplan und über die 
Anzeige von Wildseuchen fahrlässig 
zuwiderhandelt oder gegen eine 
Rechtsvorschrift im Sinne des Absat- 
zes 1 Nr. 12 fahrlässig verstößt.“ 

b) der bisherige Absatz 2 Absatz 3 und 
durch folgenden Satz ergänzt: 

„Das Unterwerfungsverfahren nach 
§ 67 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten ist zulässig.“ 

12. Im § 46 Abs. 2 Nr. 2 werden die Worte 
„und der Verordnung vom 30. März 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 566)“ gestrichen. 

Artikel 2 

Die entgegen den Vorschriften des Arti- 
kels I Nr. 3 vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes rechtswirksam abgeschlossenen 
Jagdpachtverträge bleiben bis zu ihrem ver- 
traglichen Ablauf gültig. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nach sei- 
ner Verkündung in Kraft. 
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Bonn, den 14. November 1956 


Schulze-Pellengahr 

Ruhnke 

Elsner 

Albrecht (Hamburg) 

Dr. Greve 

Engeil 

Brese 

Wienand 

Burgemeister 


Dr. Schneider (Lollar) 

Gibbert 

Dr. Mende 

Dr. Preiß 

Glüsing 

Mauk 


Kunze (Bethel) 

Schwann 

Dr. Elbrächter 

Schmücker 


Müller (Wehdel) 


Begründung 


Im allgemeinen 

Die Anwendung des Bundesjagdgesetzes 
(BJG) hat ergeben, daß die nach Artikel I 
des Gesetzentwurfs zu ändernden Vorschrif- 
ten teils fachlich verfehlt, teils redaktionell 
oder rechtlich unzulänglich, teils praktisch 
unausführbar sind. 


Im einzelnen 
ZU ARTIKEL 1 

Zu 1. 

Die bisherige Fassung des § 9 Abs. 3 BJG 
hat sich in der Praxis wegen der Verquickung 
von Mehrheit der Grundfläche und Mehr- 
heit der Jagdgenossen als undurchführbar er- 
wiesen. Die obersten Landesbehörden haben 
versucht, durch Empfehlung von Muster- 
satzungen diese Schwierigkeiten zu beheben. 
Die Bestimmungen der Mustersatzungen über 
die Abstimmung können aber einer recht- 
lichen Nachprüfung nicht standhalten. Der 
Änderungsvorschlag führt zu einer praktisch 
und rechtlich einwandfreien Regelung. Der 
Grundsatz, daß die Beschlüsse der Jagdge- 
nossenschaft ider Zustimmung von Jagdge- 
nossen bedürfen, denen das Jagdrecht auf 
rndhr als der Hälfte des gemeinschaftlichen 
Jagdbezirks zusteht, fußt auf § 3 BJG, wo- 
nach das Jagdrecht dem Eigentümer auf sei- 
nem Grund und Boden zusteht. Nur für den 
Fall, daß auf diese Weise kein Beschluß zu- 
stande kommt, genügt in einer zweiten Ver- 
sammlung zur Beschlußfassung die Zustim- 


mung der anwesenden Jagdgenossen, die auf 
mehr als der Hälfte der vertretenen Grund- 
fläche jagdberechtigt sind. 

Zu 2. 

Die Fassung des § 10 Abs. 3 BJG regelt weder 
die Frage, in welcher Form der Anspruch auf 
Auszahlung des Jagdnutzungsanteils geltend 
zu machen ist, noch die Frage, ob der Aus- 
zahlungsanspruch bei Versäumung der zwei- 
wöchigen Frist erlischt. Das hat in der 
Praxis zu erheblichen Schwierigkeiten ge- 
führt, die vermieden werden müssen. 

Zu 3. a) 

Die bisherige Fassung des § 11 Abs. 2 läßt 
in einem Jagdbezirk jede Verpachtung von 
beliebigen Teilflächen (Jagdbögen) von nur 
75 ha (§ 7 Abs. 1) oder 150 ha (§ 8 Abs. 1) 
zu. Das führt zur jagdwirtschaftlichen Zer- 
schlagung der flächenmäßig ohnehin schon 
beschränkten Jagdflächen und verhindert 
eine praktische Wildhege. Darüber hinaus 
steht dies im Gegensatz zu § 8 Abs. 3. Um 
diesen Mißstand zu beseitigen, soll der 5 11 
Abs. 2 für alle Jagdbezirke dem § 8 Abs. 3 
angepaßt werden. 

Zu 3. b) 

Mit Rücksicht darauf, daß kein Bundesland 
eine geringere Pachtmindestdauer als 9 Jahre 
bestimmt hat, dafür auch kein Bedarf be- 
steht, erscheint es zweckmäßig, die bisherige 
Ordnungsvorschrift in eine zwingende Vor- 
schrift umzu wandeln. 
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Zu 3. c) 

Der § 11 Abs. 4 Satz 1 BJG lautet: „Pächter 
darf nur sein, wer einen Jahresjagdschein be- 
sitzt und schon vorher einen solchen wäh- 
rend dreier Jahre in Deutschland besessen 
hat.“ — Die Gesetzestechnik erfordert, die- 
sen Satz durch den Begriff „(Jagdpachtfähig- 
keit“) zu ergänzen, um ihn bei der Neufas- 
sung des § 13 BJG und auch in den Ausfüh- 
rungsvorschriften der Länder verwenden zu 
können. 

Zu 3. d) und e) 

Die Beschränkung der Pachthöchstfläche be- 
zweckt, den Jagdpachtmarkt einer möglichst 
großen Zahl von Pacht anwärtern offenzu- 
halten und so eine gesunde Verteilung der 
Jagdflächen unter die Jägerschaft zu er- 
reichen. Im Bundesgebiet gilbt es rund 24 200 
Gemeinden mit schätzungsweise 27 000 Jagd- 
bezirken. Dem steihen etwa 135 000 Jahres- 
jagdscheininhaber gegenüber. Es muß daher 
durch die Bestimmung einer Pachthöchst- 
fläche verhindert werden, daß sich eine un- 
beschränkte Vielzahl von Jagdbezirken in 
der Hand von wenigen kapitalkräftigen Päch- 
tern zusammenballt. Artikel 13 Abs. 3 des 
Bayerischen Jagdgesetzes vom 15. Dezember 
1949 (BayGVBl. 1950 S. 33) enthält eine 
ähnliche Vorschrift, die sich bewahrt hat. Den 
Ländern soll die Möglichkeit einer höheren 
Begrenzung Vorbehalten bleiben. 

Die Neufassung des bisherigen Absatzes 5 als 
künftiger Absatz 6 beruht auf der Berück- 
sichtigung der Nummern 3. b) und 3. d) des 
Entwurfs. 

Zu 4. 

Die Erfahrung hat gezeigt, daß die bisherige 
Regelung des § 12 Abs. 1 über die Beanstan- 
dung von angezeigten Jagdpachtverträgen 
nicht ausreicht, um die Durchsetzung der ge- 
setzlichen Mindestanforderungen zu gewähr- 
leisten. Vielfach hat die bisherige „Kann- 
Vorschrift“ zu einer völlig passiven Hand- 
habung durch die Jagdbehörden geführt. 
Dem soll dadurch vorgebeugt werden, daß 
die Kann- Vorschrift in eine „Muß- Vor- 
schrift“ geändert wird. Dabei ergibt sich 
aus Nummer 3.b) in Verbindung mit Num- 
mer 3. e) des Entwurfs eine kürzere Fassung. 

Zu 5. 

Bei der Fassung des § 11 Abs. 4 Satz 1 des 
Gesetzes sind die gesetzgebenden Organe da- 


von ausgegangen, daß der Jagdpächter fort- 
laufend im Besitz eines (gültigen) Jagdscheins 
sein muß. Demgemäß ist in § 13 Satz 1 des 
Gesetzes die Rechtsfolge des Erlöschens des 
Pachtvertrages — und zwar in Abweichung 
vom Regierungsentwurf, der nur ein Kün- 
digungsrecht für den Verpächter vorsah — 
im Falle des Entzuges oder der Nichtertei- 
lung des Jagdscheins zwingend ausgesprochen. 
Die Fassung dieser Vorschrift ist jedoch un- 
genau und mißverständlich. Rechtsprechung 
und Verwaltung haben in einer Reihe von 
Fällen einen gegenteiligen Standpunkt dahin 
eingenommen, daß § 13 Satz 1 keine An- 
wendung finde, wenn der Jagdpächter die 
alljährlich zum 1. April notwendige Er- 
neuerung des Jagdscheins unterlasse, d. h., 
keinen neuen Jagdschein beantrage oder trotz 
Antragstellung keinen neuen Jagdschein löse. 
Daß diese Rechtsauffassung zu unerwünsch- 
ten Folgen führt, ergibt sich aus der Über- 
legung, daß es nach Motiv und Absicht des 
Gesetzes nicht im Belieben des Jagdpächters 
liegt, durch Nichterneuerung des Jagdscheins 
eine ihm drohende Versagung (§ 17) und da- 
mit ein zwangsläufiges Erlöschen des Pacht- 
vertrages (§13 Satz 1) zu vermeiden. Daran 
ändert auch nichts der Umstand, daß in 
einem solchen Falle der Verpächter etwa ein 
außerordentliches Kündigungsrecht hat, da 
keine Gewähr dafür besteht, daß er es auch 
ausübt. Die dadurch aufgekommene Un- 
sicherheit ist beträchtlich. Daher soll dem 
§ 13 BJG eine Fassung gegeben werden, die 
dem Grundsatz des § 11 Abs. 4 Satz 1 voll 
Rechnung trägt und eine von dem Willen 
der Vertragsteile unabhängige Lösung bringt. 
Eine solche allen Bedürfnissen gerechte Re- 
gelung ist in Artikel 15 Abs. 2 und 3 sowie 
Artikel 18 des Bayerischen Jagdgesetzes vom 
15. August 1949 (GVB1. 1950 S. 33) getrof- 
fen. Ihr schließt sich der Änderungsvorschlag 
im wesentlichen an. 


Zu 6. 

Nach der bisherigen Fassung des § 13 hat das 
Erlöschen des Jagdpachtvertrages bei einer 
Mehrheit von Pächtern für beide Vertragsteile 
sehr unerwünschte Ergebnisse (Pachtzinsaus- 
fall, Investitionsverlust usw.) gezeitigt. Daher 
soll der neue § 13 a in Anlehnung an Ar- 
tikel 19 BayJagdG einen Härteausgleich für 
alle Beteiligten herb ei führen. 



Zu 7. 

Die Ergänzung des in der Jägerprüfung bis- 
her geforderten Prüfungsstoffes ist notwen- 
dig. Die freilebende Tierwelt wird in ihrem 
Lebensraum immer mehr durch das Fort- 
schreiten der Zivilisation eingeengt. Jagd und 
Hege sind zum großen Teil praktischer 
Naturschutz geworden. Eine Jagdausübung 
nach den allgemein anerkannten Grundsätzen 
deutscher Waidgerechtigkeit ist ohne einen 
brauchbaren Jagdhund nicht möglich. Es 
muß daher verlangt werden, daß der Jäger 
mit den Grundregeln des Naturschutzes so- 
wie mit der Führung und Haltung von Jagd- 
hunden vertraut ist. 

Zu 8. a) 

Die Munitionstechnik hat in den letzten 
Jahren eine Entwicklung genommen, die die 
Verwendung des Begriffes Hülsenlänge im 
Gesetz * nicht mehr geboten erscheinen läßt. 
So ist u. a. auf dem deutschen Markt eine 
Büchsenpatrone Remington 222 in 5,6 mm 
Kaliber aus USA erschienen, die zwar eine 
Hülsenlänge von 43 mm hat, damit also die 
bisherige Vorschrift des § 19 Abs. 1 Nr. 2 
erfüllt, aber auf Schalenwild infolge ihres 
geringen Geschoßgewichts und ihrer man- 
gelnden Auftreffwucht völlig unzureichend, 
weil nicht unbedingt tödlich, ist. Ihre Ver- 
wendung und die ähnlicher kleinkalibrigcr 
Patronen auf Schalenwild würde daher Tier- 
quälerei bedeuten. Aus diesem Grunde ist 
die vorgesehene Neufasung notwendig. 

Zu 8. b) 

Die in Abkehr von der vor dem 1. April 
1953 geltenden Regelung erlassene Vorschrift 
des § 19 Abs. 1 Nr. 6 zweiter Halbsatz 
BJG hat zu unerwünschten Auswüchsen ge- 
führt, da die im ersten Flalbsatz ausge- 
sprochene Verbotsvorschrift in großem Um- 
fang durch die Ausnahmebestimmung im 
zweiten Halbsatz wieder aufgehoben wird. 
Der Änderungsvorschlag führt die Frage 
Abschuß- und Fangbelohnung auf die nach 
jahrzehntelanger Erfahrung einzig gerecht- 
fertigte Voraussetzung der Auslobung durch 
den Jagd- oder Fischereiberechtigten zurück. 
Das Recht der Auslobung durch die zustän- 
digen Behörden war ebenfalls zu berücksich- 
tigen. 

Zu 8. c) und d) 

Der § 19 Abs. 1 Nr. 9 und 10 Satz 2 BJG 
widerspricht dem im BJG verankerten 


Grundsatz des Tierschutzes und der Ver- 
hütung der Tierquälerei. Tellereisen und 
Pfahleisen sind barbarische Fangwerkzeuge, 
die den sich darin fangenden jagdbaren und 
nichtjagdbaren (geschützten) Tieren die 
Läufe, Ständer bzw. Fänge zerquetschen oder 
abschlagen und sie langsam und qualvoll zu- 
grunde gehen lassen. Entsprechendes gilt für 
durch Selbstschüsse verletzte Tiere. Solche 
Fangwerkzeuge sind mit dem Tierschutzge- 
danken unvereinbar, ganz abgesehen davon, 
daß hinreichende andere Fanggeräte (Schwa- 
nenhals, Kasten-, Netzfalle u. a. m.) zur Ver- 
fügung stehen. 

Im einzelnen ist zu bemerken: 

Zu Nummer 10: Die Herstellung von Teller- 
eisen zum Vertrieb im Ausland bleibt ge- 
stattet. 

Zu Nummer 11: Als Ausgleich für den Fort- 
fall des Pfahleisens könnte der Fischadler 
wieder eine Jagdzeit (nämlich vom 1. August 
bis 31. März) erhalten. Notwendig wäre da- 
zu eine Änderung der Verordnung über die 
Jagd- und Schonzeiten vom 20. März 1953 
(BAnz. Nr. 66 vom 8. April 1953). 

Zu 9. 

Der im § 32 enthaltene Rechtsgedanke des 
Haftungsausschlusses und der Haftungsbe- 
schränkung geht auf die Regelung in § 47 
Reichsjagdgesetz vom 3. Juli 1934 (RGBl. I 
S. 549) und diese wiederum auf die vor 
1933 erwachsene Rechtsprechung der ober- 
sten Gerichte zu § 254 BGB zurück. In den 
beiden letzten Jahrzehnten sind dazu in 
Wissenschaft und Praxis neue wirtschaftliche 
und rechtliche Erkenntnisse gewonnen wor- 
den, die in der Fassung des § 32 Abs. 1 BJG 
einen nur unvollkommenen Niederschlag ge- 
funden haben. — Alle Beteiligten (Land- 
wirte, Forstwirte und Jäger) sind sich darüber 
einig, daß im Interesse der Landeskultur 
dem Problem der Wildschadensverhütung 
vor dem des Wildschadensersatzes der Vor- 
rang gdbührt und daß dem auch die Rechts- 
ordnung Rechnung tragen muß. 

Daher ist eine Erweiterung des § 32 Abs. 1 
BJG auf seinen gedanklichen Ausgangspunkt 
notwendig, d. h. dieser Vorschrift ist eine 
Regelung vorzuschalten, die den Eigentümer 
oder Nutzungsberechtigten zur Anbringung 
und Unterhaltung von Schutzvorrichtungen 
oder zur Duldung solcher Maßnahmen ver- 
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pflichtet sowie den Jagdausübungsberech- 
tigten unter dieser Voraussetzung von der 
Wildschadenshaftung freistellt. Das soll durch 
den Vorschlag zur Neufassung des § 32 Abs. 1 
BJG erreicht werden. In der Praxis wird das 
die Folge haben, daß in Fällen großen Wild- 
schadensrisikos Schutzmaßnahmen ergriffen 
werden, in Fällen mit geringem Risiko jedoch 
unterbleiben, soweit der bisherige § 32 
Abs. 2 BJG nicht ohnehin schon eine Sonder- 
regelung vorsieht. Damit wird die bisher 
offene Frage des Interessenausgleichs zwi- 
schen Landeskultur und Wildhege, ja dem 
Vorhandensein von Wild schlechthin, einer 
für alle Beteiligten billigen und gerechten 
Ordnung zugeführt. Sie soll unabdingbar 
sein, es sei denn, daß auf Wildschadens- 
ersatz verzichtet wird. 

Der heutige Stand der Wildschadensver- 
hütung gewährleistet bei richtiger Anwen- 
dung der den Umständen nach gebotenen 
Mittel einen nahezu vollständigen Schutz. 
Etwa dennoch eintretende Schäden sind nach 
den Erfahrungssätzen auf allenfalls bis zu 
10 v. Ff. des sonst drohenden Schadens zu 
veranschlagen. Dieses Risiko muß der Eigen- 
tümer oder Nutzungsberechtigte hier wie in 
allen anderen Fällen einer langfristigen Ver- 
mietung oder Verpachtung tragen, da jede 
Gebrauchs- oder Nutzungsüberlassung mit 
einem gewissen Abnutzungs- oder Entwer- 
tungssatz belastet ist. Als Nutzungsentgelt 
erhält der Eigentümer oder Nutzungsberech- 
tigte des Grundstücks die Jagdpacht oder den 
Jagdpachtanteil. Wäre kein Wild vorhan- 
den, so gäbe es keine Jagdpacht. Der Weg- 
fall des Wildschadensersatzanspruchs stellt 
also keinen entschädigungspflichtigen Ein- 
griff in das Eigentum nach Artikel 14 GG 
dar. 

Der jetzt als Absatz 2 vorgeschlagene Wort- 
laut stimmt sachlich mit dem bisherigen Ab- 
satz 1 überein, jedoch unter Fortlassung der 
Worte „die von dem Jagdausübungsberech- 
tigten“, weil der neue Absatz 1 eine alter- 
native Ausführungsmöglichkeit vorsieht. 

Der neue Absatz 3 entspricht unverändert 
dem Wortlaut des bisherigen Absatzes 2. 
Dessen letzter Satz muß jedoch als Absatz 4 
hervorgehoben werden, weil sein Inhalt für 
alle vorausgehenden Absätze des § 32 von 
Bedeutung ist. Er hat zusätzlich die Worte 
„und Hauptholzarten“ erhalten, da die Län- 
der bisher nicht in der Lage waren, die zu- 
ständigen Behörden zu Bestimmungen zu 


ermächtigen, welche Hauptholzarten in den 
Jagdbezirken als üblich anzusehen sind (Ab- 
satz 3). Dies hat in der Praxis bei der Rege- 
lung des Wildschadens im Wald zu ernsten 
Unzuträglichkeiten geführt, die durch die 
vorgeschlagene Neufassung beseitigt werden. 

Zu 10. 

Das Problem der Kontrolle des Besitzes und 
Verbringens von erlegtem Schalenwild wird 
durch § 36 Abs. 1 BJG weder im Interesse 
der Abschußüberwachung, noch im Interesse 
der Bekämpfung von Wilderei und Hehlerei 
so gelöst, wie das unbedingt erforderlich ist. 
Auf Grund der derzeitigen Regelung ist 
weder ein Zwang gegenüber den Jagdaus- 
übungsberechtigten hinsichtlich der Her- 
kunftsbezeichnung des von ihm mitgeführ- 
ten oder zerwirkten Schalenwildprets noch 
eine Kontrolle der Gaststätten hinsichtlich 
der Herkunft des bei ihnen befindlichen 
Schalenwildprets möglich. Damit sind einer- 
seits Abschußüberschreitungen und anderer- 
seits Wilderei und Hehlerei Tür und Tor ge- 
öffnet. Werden diese Lücken nicht geschlos- 
sen, ist die Vorschrift des § 36 Abs. 1 BJG 
praktisch wertlos. Die gegenwärtige Rechts- 
lage ist folgende: Während die Länder 
Baden- Württemberg, Bayern, Hessen und 
Rheinland-Pfalz noch aus der Zeit vor dem 
1. April 1953 ausreichende und für eine bun- 
deseinheitliche Regelung vorbildliche Spezial- 
gesetze und Verordnungen besitzen, fehlt es 
in den übrigen Ländern an jeder einschlägi- 
gen Regelung, weil die auf Grund des Reichs- 
jagdgesetzes dort noch bis zum 31. März 
1953 in Kraft gewesene Wildverkehrsord- 
nung vom 21. März 1935 (RGBl. I S. 259) 
gemäß § 46 Abs. 2 Nr. 2 BJG außer Kraft 
gesetzt worden ist. Dieser gesetzlose Zustand 
in großen Teilen des Bundesgebietes darf 
nicht f ortbestehen. Der Änderungsvorschlag 
schafft die Grundlagen für eine zweckent- 
sprechende und nicht nur von der Jägerschaft, 
sondern auch vom deutschen Lebensmittel- 
Einzelhandel geforderte umfassende Rege- 
lung, für deren Ausführung bereits Vor- 
schläge der Länder vorliegen. 

Zu 11. a) und b) 

Durch § 39 BJG sind die im früheren Reichs- 
und Landesrecht als Straftaten (Übertretun- 
gen) zu verfolgenden Zuwiderhandlungen 
nunmehr als Ordnungswidrigkeiten nach dem 
Opportunitätsprinzip zu ahnden. Das hat an 
sich schon zu einer sehr erheblichen Schwä- 


7 



chung des Sühnegedankens einerseits und zu 
einer leider zunehmenden Zahl der Zuwider- 
handlungen andererseits geführt. Dabei hat 
sich herausgestellt, daß fast sämtliche Fälle 
des verbotswidrigen Schrotschusses auf Scha- 
lenwild, der Überschreitung des Abschuß- 
planes und der Nichtbeachtung der Wild- 
handels- und -Verkehrsvorschriften deswegen 
nicht geahndet werden können, weil die 
Täter sich im Hinblick auf § 11 Abs. 1 
OWiG mit „fahrlässigem Verhalten“ meist 
unwiderlegbar entschuldigen. Auf diese Weise 
sind solche Taten, wie auch die fahrlässige 
Unterlassung der Anzeige von Wildseuchen 
(z. B. Tollwut), zum Schaden der Allgemein- 
heit jeder Ahndung entzogen. Das darf nicht 
Rechtens bleiben, wenn die durch § 39 BJG 
angestrebte Ordnung auf den genannten 
Teilgebieten verwirklicht werden soll. Daher 
will der Änderungsvorschlag die in § 11 
Abs. 1 OWiG enthaltene Beschränkung auf 
vorsätzliches Handeln auch auf fahrlässiges 
Handeln erweitern. 

Des weiteren soll aus praktischen Erwägun- 
gen das Unterwerfungsverfahren aus § 67 
OWiG für zulässig erklärt werden. 


Zu 12. 

Im § 46 Abs. 2 Nr. 2 BJG ist irrtümlich die 
Verordnung vom 30. März 1940 (RGBl. I 
S. 566) als noch in Kraft befindlich ange- 
führt. Dabei ist übersehen, daß einerseits 
diese Verordnung durch die Vereinfachungs- 
verordnung vom 9. Januar 1945 (RGBl. I 
S. 10) ersetzt und diese wiederum durch Ver- 
ordnung des Zentraljustizamtes für die Län- 
der der britischen Zone vom 13. August 1948 
(Amtsbl. für Niedersachsen S. 327) aufge- 
hoben worden ist. Dieser Irrtum hat zur 
Folge gehalbt, daß sich Parteien in Rechts- 
streitigkeiten darauf berufen haben, durch 
§ 46 Abs. 2 Nr. 2 BJG sei die Fortgeltung 
jener Verordnung bis zum 31. März 1953 
festgestellt. Daher muß dieses Versehen 
durch entsprechende Streichung richtiggestellt 
werden. 


ZU ARTIKEL 2 

Diese Überleitungsvorschrift erscheint im 
Interesse 'der Rechtssicherheit notwendig. 
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